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Beschluss des SED-Politbüros vom 9. Juni 1953 
 
 
Das Politbüro des Zentralkomitees der SED hat in seiner Sitzung vom 9. Juni 1953 
beschlossen, der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik die Durchführung 
einer Reihe von Maßnahmen zu empfehlen, die der entschiedenen Verbesserung der 
Lebenshaltung aller Teile der Bevölkerung und der Stärkung der Rechtssicherheit in der 
Deutschen Demokratischen Republik dienen. 
Das Politbüro des ZK der SED ging davon aus, daß seitens der SED und der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik in der Vergangenheit eine Reihe von Fehlern 
begangen wurden, die ihren Ausdruck in Verordnungen und Anordnungen gefunden 
haben, wie zum Beispiel der Verordnung über die Neuregelung der 
Lebensmittelkartenversorgung, über die Übernahme devastierter landwirtschaftlicher 
Betriebe, in außerordentlichen Maßnahmen der Erfassung, in verschärften Methoden der 
Steuererhebung usw. Die Interessen solcher Bevölkerungsteile wie der Einzelbauern, der 
Einzelhändler, der Handwerker, der Intelligenz wurden vernachlässigt. Bei der 
Durchführung der erwähnten Verordnungen und Anordnungen sind außerdem ernste Fehler 
in den Bezirken, Kreisen und Orten begangen worden. Eine Folge war, daß zahlreiche 
Personen die Republik verlassen haben. 
Das Politbüro hat bei seinen Beschlüssen das große Ziel der Herstellung der Einheit 
Deutschlands im Auge, welches von beiden Seiten Maßnahmen erfordert, die die 
Annäherung der beiden Teile Deutschlands konkret erleichtern. 
Aus diesen Gründen hält das Politbüro des ZK der SED für nötig, daß in nächster Zeit im 
Zusammenhang mit Korrekturen des Planes der Schwerindustrie eine Reihe von 
Maßnahmen durchgeführt werden, die die begangenen Fehler korrigieren und die 
Lebenshaltung der Arbeiter, Bauern, der Intelligenz, der Handwerker und der übrigen 
Schichten des Mittelstandes verbessern. Auf der Sitzung am 9. Juni hat das Politbüro 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Handels und der Versorgung, auf landwirtschaftlichem 
Gebiet und auch hinsichtlich der Erleichterung des Verkehrs zwischen der Deutschen 
Demokratischen Republik und Westdeutschland festgelegt. 
Um die Erzeugung von Waren des Massenbedarfs zu vergrößern, die von kleinen und 
mittleren Privatbetrieben hergestellt werden, und um das Handelsnetz zu erweitern, wird 
vorgeschlagen, den Handwerkern, Einzel- und Großhändlern, privaten Industrie-, Bau- und 
Verkehrsbetrieben in ausreichendem Umfange kurzfristig Kredite zu gewähren. Die 
Zwangsmaßnahmen zur Beitreibung von Rückständen an Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen, die bis zum Ende des Jahres 1951 entstanden sind, sollen für 
Klein-, Mittel- und Großbauern, Handwerker, Einzel- und Großhändler, private Industrie-, 
Bau- und Verkehrsbetriebe, das heißt in der gesamten privaten Wirtschaft, ausgesetzt 
werden. 
Wenn Geschäftseigentümer, die in letzter Zeit ihre Geschäfte geschlossen oder abgegeben 
haben, den Wunsch äußern, diese wieder zu eröffnen, so ist diesem Wunsche unverzüglich 
Rechnung zu tragen. Außerdem soll die HO zur besseren Versorgung der Bevölkerung 
sofort Agenturverträge mit dem privaten Einzelhandel abschließen. 
Das Politbüro schlägt ferner vor, daß die Verordnungen über die Übernahme devastierter 
landwirtschaftlicher Betriebe aufgehoben werden und die Einsetzung von Treuhändern 
wegen Nichterfüllung der Ablieferungspflichten oder wegen Steuerrückständen untersagt 
wird. Die Bauern, die im Zusammenhang mit Schwierigkeiten in der Weiterführung ihrer 
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Wirtschaft ihre Höfe verlassen haben und nach Westberlin oder nach Westdeutschland 
geflüchtet sind (Kleinbauern, Mittelbauern, Großbauern), sollen die Möglichkeit erhalten, auf 
ihre Bauernhöfe zurückzukehren. Ist das in Ausnahmefällen nicht möglich, so sollen sie 
vollwertigen Ersatz erhalten. Es soll ihnen mit Krediten und landwirtschaftlichem Inventar 
geholfen werden, ihre Bauernwirtschaften zu entwickeln. Strafen, die wegen Nichterfüllung 
von Ablieferungsverpflichtungen oder Steuerverpflichtungen ausgesprochen wurden, sollen 
überprüft werden. Dabei wird vorgeschlagen, den Minister für Land- und Forstwirtschaft zu 
beauftragen, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit die Interessen der 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften gewahrt bleiben. 
Das Politbüro schlägt weiter vor, daß alle republikflüchtigen Personen, die in das Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik und den demokratischen Sektor von Berlin 
zurückkehren, das auf Grund der Verordnung vom 17. Juli 1952 zur Sicherung von 
Vermögenswerten beschlagnahmte Eigentum zurückerhalten. Ist in Einzelfällen die Rückgabe 
nicht möglich, so soll Ersatz geleistet werden. Zurückkehrenden Republikflüchtigen darf aus 
der Tatsache der Republikflucht keine Benachteiligung entstehen. Sie sollen durch die 
zuständigen Organe der Räte der Bezirke und Kreise entsprechend ihrer fachlichen 
Qualifikation wieder in das wirtschaftliche und gesellschaftliche Leben eingegliedert werden 
und ihre vollen Bürgerrechte erhalten. (Deutscher Personalausweis, Lebensmittelkarte usw.) 
Für die Rückkehrer sind Auskunftsstellen einzurichten, die ihnen in allen Fragen Rat und 
Auskunft erteilen. 
Das Politbüro ist ferner der Auffassung, daß die Frage der Aufenthaltsgenehmigungen für 
Westdeutsche und Westberliner sowie die Frage der Ausstellung von Interzonenpässen im 
Sinne der Erleichterung des Verkehrs zwischen Ost- und Westdeutschland neu geregelt 
werden müssen. Bei Antrag auf Ausstellung von Aufenthaltsgenehmigungen für Westdeutsche 
und Westberliner sind familiäre Gründe anzuerkennen, ebenso bei Anträgen auf Ausstellung 
von Interzonenpässen. Insbesondere ist Wissenschaftlern und Künstlern die Teilnahme an 
Tagungen in Westdeutschland zu ermöglichen, ebenso ist Künstlern aus 
Westdeutschland die Teilnahme an Tagungen in der Deutschen Demokratischen 
Republik zu ermöglichen. 
Das Politbüro schlägt ferner vor, daß alle im Zusammenhang mit der Überprüfung der 
Oberschüler und der Diskussion über die Tätigkeit der Jungen Gemeinde aus den 
Oberschulen entfernten Schüler sofort wieder zum Unterricht zuzulassen sind und daß ihnen 
die Möglichkeit gegeben wird, die versäumten Prüfungen nachzuholen. Ebenso sollen die im 
Zusammenhang mit der Überprüfung der Oberschulen ausgesprochenen Kündigungen und 
Versetzungen von Lehrern rückgängig gemacht werden. Die in den letzten Monaten 
ausgesprochenen Exmatrikulationen an Hochschulen und Universitäten sollen sofort überprüft 
und bis zum 20. Juni 1953 entschieden werden. Bei Immatrikulationen an den Hochschulen 
und Universitäten dürfen befähigte Jugendliche aus den Mittelschichten nicht benachteiligt 
werden. 
Ferner empfiehlt das Politbüro der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik, die 
Justizorgane zu beauftragen, diejenigen Verurteilten sofort zu entlassen, die nach dem 
Gesetz zum Schutz des Volkseigentums zu ein bis drei Jahren verurteilt worden sind, mit 
Ausnahme der Fälle, in denen schwere Folgen eintraten. 
Ebenso empfiehlt es, diejenigen Untersuchungshäftlinge sofort zu entlassen, gegen die ein 
Verfahren nach dem Gesetz zum Schutz des Volkseigentums anhängig gemacht wurde und 
bei denen keine höheren Strafen als die gesetzlichen Mindeststrafen von ein bis drei Jahren zu 
erwarten sind. 
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Das Politbüro hat schließlich beschlossen, der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik zu empfehlen, daß ab 1. Juli 1953 wieder an alle Bürger der Deutschen 
Demokratischen Republik und des demokratischen Sektors von Groß-Berlin 
Lebensmittelkarten entsprechend den gesetzlich festgelegten Tätigkeitsmerkmalen 
ausgegeben werden. Es wird weiter vorgeschlagen, die im April 1953 durchgeführten 
Preiserhöhungen für Marmelade, Kunsthonig und andere Süß- und Backwaren mit Wirkung 
vom 15. Juni 1953 rückgängig zu machen, die Fahrpreisermäßigungen in Höhe von 50 Prozent 
ab 1. Juli 1953 bei Arbeiterrückfahrkarten auf alle berechtigten Personen ohne Rücksicht auf 
die Höhe ihres Einkommens auszudehnen, die Fahrpreisermäßigungen für Schüler und Lehr-
linge und auch bestimmte Schichten der Arbeiter wiederherzustellen und auch die 
Fahrpreisermäßigungen für Schwerbeschädigte, Kleingärtner usw. sowie die Erstattung von 
Fahrgeld durch die Sozialversicherung beim Besuch bei Fachärzten wieder einzuführen. 
 
 
[Quelle: Dokumente der SED, Band IV, Berlin (Ost) 1954, S. 428 ff., zitiert nach: Ilse 
Spittmann/Karl Wilhelm Fricke (Hg.), 17. Juni 1953. Arbeiteraufstand in der DDR, 2. Aufl., 
Köln 1982, S. 203/204.] 
 


